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Die aktuelle Energiekrise verunsichert und löst Ängste aus. Angesichts von Klima-
wandel, Pandemie und Krieg scheint die Welt gefangen in einer Dauerkrise. Viele 
Menschen fühlen sich diesem Zustand hilflos ausgeliefert. Angst ist aus evolu-
tionärer Sicht sinnvoll. Der Körper schaltet in den Überlebensmodus und lässt 
uns die Wahl zwischen Kämpfen, Flüchten und Erstarren. Gleichzeitig ist unser 
Gehirn unter Angst nicht mehr in der Lage, in die Zukunft zu planen und kluge 
Entscheidungen zu treffen.
Angst ist also keine gute Ratgeberin, wenn mehrere komplexe und andauernde 
Krisen gleichzeitig auftreten. Die Neurowissenschaftlerin Maren Urner beschäf-
tigt sich seit Jahren mit diesem Thema und ist überzeugt: «Die grossen Heraus-
forderungen unserer Zeit wie die Klimakrise lösen wir nur durch dynamisches 
und lösungsorientiertes Denken.» Das gelinge ganz einfach damit, sich öfter zu 
fragen: «Wofür?» statt «Wogegen?». Ganz in diesem Sinne lassen wir in dieser 
Ausgabe verschiedene Menschen erzählen, warum sie bei den kommenden Land-
ratswahlen für die Grünen kandidieren werden.

 

Michael Durrer, Präsident Grüne BL

«Ich kandidiere für die 
Grünen BL, um die Anliegen 
meiner Generation zu  
repräsentieren und die  
Diversität unseres Kantons 
im Landrat einzubringen.»

mailto:info@gruene-bl.ch
mailto:sekretariat@gruene-bs.ch
mailto:grafik@sarahmartin.ch
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Die vielen Krisen haben die 
Energiewende nun erzwungen. 
Die erneuerbaren Potentiale 
müssen jetzt aber auch ge-
nutzt werden.

Kaum ein Thema wird momentan häu-
figer in der Presse diskutiert als die 
drohende Energiekrise. Eine mögliche 
Strommangellage, die Gasknappheit, 
und die steigenden Heizkosten zei-
gen auf, dass die momentane Energie-
versorgung weder sicher – noch klima- 
gerecht ist. Allem voran entlarvt der 
schreckliche russische Angriffskrieg, wie  
unsicher die Deckung unseres Energie-
bedarfs mit Öl und Gas aus Diktaturen  
wie Russland eigentlich ist. Zudem 
führt die wartungsbedingte Abschal-
tung der Hälfte aller französischen 
AKW und eine Jahrhundertdürre zu 
stark erhöhten Strompreisen in Europa. 
Die kurzfristige Überbrückung des 
Strom- und Gasmangels durch neue 
Gasterminals und das Hochfahren von 
Kohlekraftwerken ist in Zeiten der Kli-
makrise eine bittere Entwicklung, die 
durch eine langfristig geplante, klima-
gerechte Versorgung mit erneuerba-

ren Energien hätte vermieden werden 
können. Vor diesem Hintergrund ist 
es sehr erfreulich, dass kürzlich in den 
eidgenössischen Räten – trotz Abstri-
chen – die Bewilligungen von grossen, 
umweltverträglichen Solar-, Wind- und 
Wasserkraftwerken und eine Solar-
dachpflicht bei grossen Neubauten ver-
abschiedet werden konnte. 

RIESIGE ENERGIE-POTENTIALE 
SCHLUMMERN
Doch damit nicht genug, die mittel-
fristige Bewältigung der Energiekrise, 
die Abwendung der Klimakrise und 
die damit verbundene Elektrifizierung 
verschiedener Bereiche (insbesondere 
Verkehr und Wärme) erfordert einen 
bedeutend schnelleren Ausbau der 
erneuerbaren Energieträger. Insbeson-
dere die rasante Kostenreduktion bei 
der Photovoltaik und deren enorme 
Potentiale von über >50 TWh pro Jahr 
(inklusive beachtlicher Winterstroman-
teile alpiner Anlagen) ermöglichen uns, 
endlich die Energiewende schneller vor-
anzutreiben. 
Die Rufe nach neuen AKW verhallen 
angesichts der sehr viel höheren Fixkos-

ENERGIEVERSORGUNG:
EINE KRISE MIT ANSAGE 

ten, dem verfassungsmässigen Verbot, 
den jahrzehntelangen Bauzeiten und 
der Abhängigkeit von ausländischem 
Uran sogar bei grossen Stromkonzer-
nen. Somit ist klar, wir bewältigen die 
Klima- und Energiekrise nur durch den 
stark beschleunigten Ausbau aller Er-
neuerbaren, den Ausbau von Speicher-
möglichkeiten und verbesserte Energie-
effizienz. 

SUFFIZIENZ IST UNVERZICHTBAR, UM 
DIE KLIMAKRISE ZU BEWÄLTIGEN
Effizienzmassnahmen und technische 
Neuerungen allein werden jedoch nicht 
ausreichen, um die Klimakrise zu bewäl-
tigen. Es braucht deshalb die Einsicht, 
dass wir den Energiebedarf auch durch 
Verhaltensänderungen senken müssen. 
Die GRÜNEN setzen sich deshalb für  
Suffizienz ein, eine Lebensweise, wel-
che die begrenzten Ressourcen unseres 
Planeten nicht überstrapaziert, aber 
auch den nachfolgenden Generationen 
eine lebenswerte Welt hinterlässt.
Marcel Trefny, Co-Leiter Sachgruppe 
Energie und Umwelt GRÜNE BS
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GRÜNE ERFOLGE IN DER KLIMAPOLITIK

BLEIBT BASEL LEUCHTTURM-KANTON?

Die Anstrengungen im Rahmen 
des Energiegesetzes Basel- 
Stadt sind zwar löblich. Aber 
für die Bewältigung der Klima- 
krise braucht es noch mehr  
Effort. Die Klimagerechtigkeits- 
initiative formuliert  
deutlichen Handlungsdruck. 

Basel-Stadt gilt in der Schweiz in der 
Energiepolitik als Vorbild. Als Folge der 
Volksbewegung gegen das AKW Kaiser-

Die Herbstsession war ener- 
giegeladen. Der indirekte 
Gegenvorschlag zur Gletscher- 
initiative und die Änderung  
des Energiegesetzes sind  
wichtige Schritte für eine  
CO2-arme Energieversorgung.

INDIREKTER GEGENVORSCHLAG 
GLETSCHERINITIATIVE
Ein Erfolg für unsere grüne Klimapo-
litik war die Annahme des indirekten 
Gegenvorschlags zur Gletscherinitiati-
ve. Damit wird das Netto-Null-Ziel bis 
2050 mit Zwischenzielen und sektori-
ellen Richtwerten gesetzlich verankert. 
Der indirekte Gegenvorschlag enthält 

augst gibt es in Basel-Stadt nicht nur 
keinen Atomstrom, sondern seit 1994 
eine Förderabgabe für Stromeffizienz 
und Energiemassnahmen und eine 
Lenkungsabgabe, die Energiesparen 
belohnt. Die IWB liefert seit 2009 nur 
noch 100 Prozent erneuerbaren Strom. 
Auch die Fernwärme ist dank zwei Holz-
kraftwerken und einem Gross-Wärme-
speicher bereits zu 80 Prozent erneu-
erbar. Das kantonale Energiegesetz 
wurde im Verlauf der Jahre schrittweise 

griffige und rasch umsetzbare Mass-
nahmen. Wichtig ist insbesondere der 
rasche Ersatz von Öl-, Gas- und Elektro-
widerstandsheizungen. Der Bund un-
terstützt den Heizungsersatz für die 
nächsten zehn Jahre jährlich mit 200 
Millionen Franken. Um die Klimaneut-
ralität schnellstmöglich zu erreichen, 
braucht es aber noch entschlossenere 
Massnahmen. Dazu gehört die Klima-
fonds-Initiative, welche die GRÜNEN 
kürzlich mit der SP lanciert haben.
Angehängt wurde eine Änderung des 
Energiegesetzes mit einer Solardach-
pflicht für Neubauten, die grösser 
sind als 300 m² Gebäudegrundfläche. 
Noch wichtiger ist der Passus, dass 

verschärft. Heute gelten für Neubauten 
strengste Energievorschriften, Heizen 
mit Strom ist verboten und in beste-
henden Gebäuden ist nur als Ausnahme 
ein fossiler Heizungsersatz zulässig. 
Aber das reicht nicht, um die Herausfor-
derungen der Klimakrise zu bewältigen. 
Im Basler Energiegesetz steht immer 
noch eine Tonne CO2 pro Einwohner als 
Ziel bis 2050, obwohl der Grosse Rat 
schon 2019 eine Motion überwiesen 
hat, um diese Zielgrösse in Übereinstim-

geeignete Infrastrukturoberflächen 
des Bundes bis 2030 solaraktiv ausge-
rüstet werden müssen. Alpine PV-An-
lagen bis zu einer Gesamtleistung von  
zwei TWh und die Erhöhung der Grim-
selstaumauer können erleichtert 
gebaut werden. In einem nächsten 
Schritt sollen auch definierte Wind-
kraftprojekte beschleunigt erstellt 
werden können.

FOSSILE NOTKRAFTWERKE
Wenig Freude hatten die GRÜNEN an 
den Bundesratsbeschlüssen zum Kauf 
von fossilbetriebenen Turbinen, zum 
geplanten Einsatz von Notstromag-
gregaten zur Stromproduktion und zur 
Reduktion der Restwassermenge bei 
einigen Kraftwerken. Und die Betreiber 
von Wasserkraftwerken erhalten ein 
Entgelt, wenn sie zwischen März und 
Mai 2023 dafür sorgen, dass ihre Stau-
seen nicht leer sind.
Aus Sicht der GRÜNEN kommt bei  
all diesen Massnahmen die Energieef-
fizienz zu kurz. Trotz vieler Vorstösse 
und Anträge unsererseits wird fast nur 
über den Produktionsausbau gespro-
chen. Dabei wären Effizienzmassnah-
men wesentlich günstiger und rascher 
umsetzbar.
Kurt Egger, Nationalrat GRÜNE TG

«Schon seit Kindertagen 
fasziniert mich die Natur. 
Nun möchte ich mich nicht 
nur als Gärtnerin, sondern 
auch als Landrätin für einen 
grüneren Kanton Baselland 
einsetzen. Als junge Kandi-
dierende möchte ich frischen 
Wind und neue Perspektiven 
in den Landrat bringen.»
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DAS BASELBIET UNTER STROM

Im Landrat ist die aktuelle 
Stromsituation Gegenstand in-
tensiver Debatten. Ein Ausbau 
von Wasserkraft wird geprüft 
und Beschlüsse über zusätz-
liche Photovoltaik-Anlagen 
werden voraussichtlich noch 
vor Ende dieses Jahres gefasst 
werden.

Nur 23 Prozent des im Kanton Basel-
Landschaft verbrauchten Stroms wer-
den im Kanton selber produziert. Die 
massgebenden Stromerzeuger sind die 
beiden Rhein-Kraftwerke Augst und 
Birsfelden. Konsumiert wird der Strom 
im Baselbiet zur einen Hälfte durch die 
produzierende Industrie und zur ande-
ren Hälfte durch die Haushalte und den 
Dienstleistungssektor.
Über die angespannte Stromsituation 
wird im Landrat intensiv debattiert. Dis-
kutiert wird vor allem der Ausbau von 
Wasser- und Solarenergie. Die Regie-
rung möchte für die Nutzung der Was-
serkraft fünf neue Standorte an der Birs 
und der Ergolz prüfen. Aber an der Birs 
existieren an den besten Standorten 
bereits Kraftwerke – somit verbleiben 
höchstens noch die «zweitbesten» Orte. 
Und die Ergolz unterliegt enormen Was-
serschwankungen: in Trockenzeiten ist 
sie ein Rinnsal und bei Starkregen ein 

reissender Fluss. Ob beim bescheidenen 
Nutzen ein solcher Umwelteingriff ge-
rechtfertigt wäre, bezweifle ich.

GROSSES POTENZIAL BEIM AUSBAU 
VON PHOTOVOLTAIK-ANLAGEN
Für PV-Anlagen sieht die Regierung ein 
Ausbauziel vor, das rund 15mal höher 
ist als der heute produzierte Solar-
strom. Langfristig kann der angestreb-
te PV-Ausbau die Versorgungssicher-
heit sowohl im Sommer als auch im 
Winter bedeutend erhöhen. Uneinig 
ist sich der Landrat in der Frage, ob für 
Hauseigentümer*innen bei Neubau-
ten und grossen Sanierungen eine So-
larpflicht eingeführt werden soll und 

wie weit auch in geschützten Ortsker-
nen PV-Anlagen zugelassen werden 
können. Die Entscheide dazu fallen 
wohl noch vor Ende Jahr. Wir GRÜNE 
streben in erster Linie den Ausbau auf 
den grossen und gut ausgerichteten Dä-
chern an, um den PV-Anteil möglichst 
rasch und wirksam zu erhöhen.
Bei sämtlichen Überlegungen gilt es 
immer im Auge zu behalten, dass das 
Baselbiet keine Strom-Insel ist und dass 
wir alle einen Beitrag leisten können, 
indem wir unseren eigenen Stromkon-
sum kritisch überprüfen und weniger 
Strom verschwenden.
Peter Hartmann, Landrat GRÜNE, Mit-
glied Umwelt und Energiekommission 

mung mit dem Pariser Klimaabkom-
men auf Netto-Null zu setzen. Weitere 
Motionen, welche Netto-Null anvisie-
ren, harren der Umsetzung durch den  
Regierungsrat. Der CO2-Ausstoss pro 
Kopf ist in Basel-Stadt mit 3,5 t noch 
viel zu hoch, und graue Energie und 
durch Konsum und Flugverkehr verur-
sachte Emissionen sind in dieser Zahl 
nicht einmal enthalten. Die Sanierungs-
rate bestehender Gebäude ist sehr tief 
(1 statt 2–3 %) und die Emissionen des 
Verkehrs haben sich in den letzten Jah-
ren kaum verringert.

«Eine intakte Natur, ge-
sunde Wälder und Voraus-
setzungen für erfolgreiche 
nachhaltige Unternehmen 
sind Themen, die mich als 
Förster, Unternehmer, Vater 
und Mensch angesichts der 
kommenden Herausforde-
rungen wie dem Klimawan-
del beschäftigen! Aus diesem 
Grund will ich mich für  
den Bezirk Waldenburg im 
Landrat einbringen.»

DIE KLIMAGERECHTIGKEITS- 
INITIATIVE MACHT DRUCK
Der Ausgang der Abstimmung vom  
25. November über die Klimagerech-
tigkeitsinitiative (siehe Seite 8) ent-
scheidet, ob Basel in der Klimapolitik 
ein Leuchtturm-Kanton bleibt. Das 
Festschreiben einer Zielgrösse für 
Netto-Null in der Verfassung, die dem 
Pariser Abkommen gerecht wird, wird 
allerdings nicht ausreichen. Die Ziele 
müssen umgesetzt, Gesetze geändert, 
Massnahmen beschlossen werden. Zu-
sätzlich braucht es die Einsicht, dass 

eingefleischte Konsumgewohnheiten, 
Mobilitätsverhaltensweisen und der 
Umgang mit grauer Energie geändert 
werden müssen. Es bleibt viel zu tun. 
Der Regierungsrat muss endlich einen 
regelmässig zu aktualisierenden Kli-
maaktionsplan vorlegen, der aufzeigt, 
welche Massnahmen in welchem Zeit-
rahmen umzusetzen sind, so dass die 
vorgegebenen Ziele auch realisiert wer-
den können. Zaudern hilft nicht, tat-
kräftiges Handeln tut not. 
Jürg Stöcklin, Alt-Grossrat  
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Die Senkung der Treibhausgase 
ist nicht nur eine ökologische, 
sondern auch eine soziale Not-
wendigkeit. 

Im November stimmt Basel-Stadt über 
die Klimagerechtigkeitsinitiative ab. 
Ein langer und komplizierter Name für 
ein einfaches Anliegen: Basel soll bis 
2030 klimaneutral sein. Warum lang, 
wenn es auch kurz ginge? Anders ge-
fragt, warum wird ein physikalisches 
Problem zu einer Gerechtigkeitsfrage?
Wenn es regnet, werden Menschen 
nass. Soweit so logisch. Wer nun aber 
ein Obdach besitzt, wird vom Regen 
nicht gleich getroffen – je nach Situa-
tion und sozio-ökonomischem Status. 
Womit wir mitten in der Gerechtigkeits-
debatte sind. Die moralische Frage ist: 
Wer erfährt Leid und wer hat dieses 
Leid zu verantworten? Die Zuordnung 
der Verantwortung ist leicht: indust-
rialisierte Gesellschaften. Nur wenige 
Einzelpersonen tragen signifikant zur 
Erderwärmung bei. Wenn es aber um die 
Frage der Leittragenden geht, dann sind 
es vor allem die Gesellschaften, die we-
der die Klimakrise geschaffen noch von 
der industriellen Lebensweise profitiert 
haben. Wer genau ist das nun aber?

FRAUEN* UND DIE KLIMAKRISE
Global gesehen sind Frauen der Kli-
makrise viel stärker ausgesetzt, weil 
sie gesellschaftlich schlechter gestellt 
sind. Dazu kommt, dass Frauen im glo-
balen Süden von Subsistenzwirtschaft 
leben. Für sie ist eine Veränderung des 
Klimas sehr schnell existenzbedrohend, 
weil sie Regenausfälle überhaupt nicht 
abfedern können. So ist es auch nicht 
mehr überraschend, dass die Vereinten 
Nationen schätzen, dass 80 Prozent der 
Klimaflüchtenden Frauen sein werden.

DER GLOBALE SÜDEN UND  
DIE KLIMAKRISE
Der Klima-Risiko-Index von 2021 zeigt, 
welche Länder am stärksten von der  

Klimakrise betroffen sind. Zwischen 
2000 und 2019 besetzten Puerto Rico, 
Myanmar und Haiti die ersten drei Plät-
ze, im Ranking der CO2-Emissionen pro 
Kopf liegen diese drei Länder mit dem 
204., dem 136. und dem 154. Platz ganz 
unten auf der Liste. Die Diskrepanz 
könnte nicht grösser sein und finanziell 
haben diese Länder kaum Mittel, sich 
an die globale Erwärmung anzupassen.

DIE HAUTFARBE UND DIE KLIMAKRISE
Als sich in den 1960er Jahren Chemie-
konzerne und -kraftwerke in der Nähe 
weisser Wohnviertel in den USA nie-
derlassen wollten, wehrten sich die 
Bewohner*innen erfolgreich. Was dann 
jedoch geschah, endete in der Einfüh-
rung des Begriffs des Umweltrassis-
mus. Die Kraftwerke wurden in ärmere 
und migrantische Viertel verlegt.
In der Klimarkrise wiederholt sich das 
Muster. Vor allem BIPoC (Black, Indi-
genous, People of Color) sind von den 
Wetterextremen betroffen. Während 
effektive Klimaschutzgesetze im globa-
len Norden und damit vor allem in weis-
sen Gesellschaften politisch eigentlich 
nicht durchsetzbar sind, tragen die 
Folgen andere. Wenn diese Menschen 
dann bei uns in Europa anklopfen, wer-
den sie meist abgewiesen.

GESUNDHEIT UND DIE KLIMAKRISE
In den Fluten im deutschen Ahrtal sind 
mindestens zwölf behinderte Men-
schen ums Leben gekommen, weil sie 
vor den Wassermassen nicht fliehen 
konnten und diesen Sommer gab es in 
der Schweiz eine Übersterblichkeit auf-
grund von Hitzetoten. Wetterextreme 
und ihre Folgen fordern den mensch-
lichen Körper stark heraus. Menschen 
mit Beeinträchtigung oder Vorerkran-
kung können dies immer öfter nicht 
mehr bewältigen und sind damit früher 
betroffen. Zudem sind sie besonders 
auf Hilfe von anderen angewiesen, was 
in Krisenzeiten schneller zur Vernach-
lässigung führen kann.

WARUM KLIMAGERECHTIGKEIT UND NICHT KLIMASCHUTZ

ARMUT UND DIE KLIMAKRISE
Nicht nur im globalen Süden ist die Un-
gerechtigkeit der Klimakrise zwischen 
Arm und Reich zu sehen. Es genügt, die 
eigene Stadt unter die Lupe zu nehmen. 
Die Feldbergstrasse hat konstant zu 
hohe Abgaswerte, aber auch eine hohe 
Dichte an günstigen Wohnungen, auf 
die vor allem Menschen mit wenig Geld 
angewiesen sind. Es gibt ein direkte 
Korrelation zwischen Feinstaubbelas-
tung und Atemwegserkrankungen bis 
hin zu frühzeitigem Tod. Zudem sind 
günstige Wohnviertel oft Betonwüs-
ten, was an Hitzetagen eine zusätzliche 
Aufheizung des Umfelds bedeutet und 
damit stärkeren Hitzestress auslöst.

UNGERECHTIGKEIT UND DIE 
KLIMAKRISE
Dass die Klimakrise die vulnerabelsten 
Menschen trifft, ist keine spezifische Ei-
genschaft, sondern eine Folge der Ver-
hältnisse in unserer Gesellschaft. Wie 
die Coronapandemie verstärkt die Kli-
makrise die bestehenden Ungerechtig-
keiten. Je weniger Mittel zur Verfügung 
stehen, desto schlechter können Kata- 
strophen abgefedert werden. Deswe-
gen müssen wir bei der Bewältigung die-
ser Umweltkrise den Gerechtigkeitsas-
pekt mitdenken. Zum einen, weil wir 
eine moralische Verpflichtung dazu ha-
ben, zum anderen, weil eine nachhaltig 
ökologische Wende gar nicht ohne all 
diese Menschen funktionieren kann.
Anders gesehen haben wir eigentlich 
eine historische Chance: Durch Klima-
schutz endlich auch mehr Gerechtigkeit 
auf allen Ebenen erreichen. Eben Klima-
gerechtigkeit.
Helma Pöppel, Vorstand jgb

*Hier wird von Frauen gesprochen, weil 
die Statistiken im binären System er-
fasst werden.
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Abstimmungen

BASELLAND
ABSTIMMUNGEN

Neue Steuerprivilegien für 
331 Multimillionäre?

N E I N !
zur ungerechten 

Vermögenssteuer-Vorlage.

Per 1. Januar 2023 soll in Baselland eine 
Senkung der Vermögenssteuern erfol-
gen. Die Reform bewirkt für den Kanton 
jährliche Mindererträge von rund 27 Mil-
lionen Franken. Für die Gemeinden be-
tragen die Mindererträge rund 15 Millio-

nen Franken – Geld, das der Gesellschaft 
für Investitionen in Infrastruktur, Kul-
tur, Bildung oder Sicherheit sowie für 
Klimamassnahmen fehlt. Gleichzeitig 
würden die 300 vermögendsten Basel-
bieter Steuerzahler*innen profitieren.
Da die Vermögenssteuerreform die Vier-
Fünftel-Mehrheit im Landrat auch nach 
langen Diskussionen nicht geschafft 
hat, kommt das Gesetz nun vors Volk. 
Die Vermögenssteuer wird vom Kan-
ton und der Wohngemeinde erhoben. 
Vom Reinvermögen (Bruttovermögen 
– Schulden) können weitere Abzüge 
gemacht werden. Aktuell profitiert in 
unserem Kanton, wer eine Liegenschaft 
besitzt, weil die Schulden vom Vermö-
gen abgezogen und Liegenschaften 
und Land sehr tief bewertet werden 
(etwa zu einem Viertel des effektiven 
Wertes). Auch Geld, das in der zweiten 
Säule angespart ist, wird nicht zum 
Vermögen gezählt. Zudem gewährt un-
ser Kanton Steuerfreibeträge. Dabei 

handelt es sich um 75’000 Franken pro  
Person oder 150’000 Franken pro Ehe-
paar.

TIEFE BEWERTUNG
Bis zu einem Vermögen von zwei Mil-
lionen Franken sind die Bedingungen 
in unserem Kanton recht attraktiv. Ge-
mäss Regierung sei Baselland ab einem 
Vermögen von zwei Millionen Franken 
eine Steuerhölle. Diese Betrachtung 
klammert jedoch die tiefe Bewertung 
von Wertschriften, Liegenschaften 
und Land im Baselbiet aus; nach Ab-
zug der Hypothekarschulden stehen 
Baselbieter*innen gut da. Teuer wird es 
im Landkanton erst bei Vermögen ab  
15 Millionen. Dann weist in der Nord-
westschweiz nur Basel-Stadt eine höhe-
re Belastung auf. 
Dass der Steuersatz tatsächlich zum 
Wegzug von sehr vermögenden Perso-
nen führt, ist nicht erwiesen. Die Attrak-
tivität eines Kantons lässt sich nicht al-
leine vom Steuersatz ableiten. Aspekte 
wie Sicherheit, Stabilität, hochwertige 
Bildung und Lebensqualität sind eben-
so wichtige Argumente für die Wahl des 
Wohnsitzes. 
Ich bin der Überzeugung, dass die Ge-
meinschaft nicht auf die Steuerbeträge 
verzichten soll und empfehle euch zur 
Vermögenssteuerreform ein Nein.
Erika Eichenberger, Landrätin und 
Vizepräsidentin Grüne Baselland

NEIN ZUR VERMÖGENSSTEUERREFORM

«Als Bio-Landwirtin setze  
ich mich täglich dafür ein 
gesunde Nahrungsmittel 
herzustellen ohne Ausbeu-
tung von Boden und Natur. 
Ich möchte mich im Kanton 
Baselland dafür einsetzen, 
dass der Boden unser höchs-
tes Gut, respektvoll behan-
delt wird.»
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Abstimmungen

JA ZUR KLIMAGERECHTIGKEITSINITIATIVE BASEL2030: 
STABILITÄT BRAUCHT WANDEL

Die Klimakrise ist Realität. Die Erhit-
zung unserer Erde nimmt noch schneller 
zu als erwartet. Wissenschaftler*innen 
warnen schon lange vor dieser Krise. Es 
ist höchste Zeit etwas dagegen zu un-
ternehmen! Die Überschwemmungen, 
Trockenzeiten und heissen Sommer zei-
gen das immer wieder von Neuem auf. 
Die Klimagerechtigkeitsinitiative (Basel- 
2030) verlangt das Netto-Null-Ziel für 
Treibhausgasemissionen bis 2030 und 
will die Klimagerechtigkeit in der Bas-
ler Kantonsverfassung verankern. Die 
gegenwärtigen CO2-Emissionen müs-
sen laut aktuellen Berichten so schnell 
wie möglich gesenkt werden, um eine 
radikale Veränderung des Klimas noch 
zu verhindern. Im Hinblick auf inter-
nationale Klimagerechtigkeit gilt dies 
insbesondere für industrialisierte und 

BASEL-STADT
ABSTIMMUNGEN

liche Erhitzung des Klimas auf unter  
1,5 Grad Celsius zu reduzieren. Was bis-
her an Reduktionen von Treibhausga-
sen beschlossen wurde, reicht jedoch 
bei Weitem nicht aus. Wir müssen mehr 
tun, um das Pariser Klimaabkommen 
einzuhalten!

2X JA ZU INITIATIVE UND 
GEGENVORSCHLAG
Die Stimmberechtigten stimmen am 
27. November 2022 einerseits über die 
Initiative und andererseits über den 
Gegenvorschlag ab. Der vom Grossen 
Rat verabschiedete Gegenvorschlag for-
dert ein Netto-Null-Ziel bis 2037 sowie 
5-Jahres-Zwischenziele. Die GRÜNEN 
Basel-Stadt empfehlen beide Vorlagen 
anzunehmen, bei der Stichfrage die 
Initiative zu unterstützen. Das Verfas-
sungsziel 2030 sorgt für klare Vorga-
ben, rasche Massnahmen und wendet 
grössere Schäden an zukünftigen Gene-
rationen ab. Ausserdem können wir mit 
dem Zieljahr 2030 erreichen, dass wir 
künftig eine klimagerechte Zukunft mit 
mehr Lebensqualität für alle erreichen 
können, weil jetzt jedes Jahr zählt!
Laura Schwab, Vize-Präsidentin GRÜNE 
Basel-Stadt und Mitglied Arbeitsgruppe 
Kampagne Basel2030

wohlhabende Länder wie die Schweiz. 
Basel-Stadt kann es sich als finanzstar-
ker Kanton leisten, in Sachen Klima-
schutz eine Führungsrolle einzuneh-
men und als Vorbild voranzugehen.

SOLIDARISCHE UND VERANTWOR-
TUNGSVOLLE LÖSUNG
Die GRÜNEN Basel-Stadt unterstützen 
das Anliegen der Klimagerechtigkeits-
initiative, denn das verbleibende CO2-
Budget lässt nur wenig Spielraum zu 
und jedes ungenutzte Jahr führt theo-
retisch zu einem steileren Absenkpfad. 
Es ist also bereits fünf nach zwölf! Das 
Netto-Null-Ziel muss zudem um ambiti-
onierte Absenkpfade ergänzt werden. 
Mit der Klimagerechtigkeitsinitiative 
hat Basel die Chance, jetzt unser Klima 
zu schützen und unsere Zukunft aktiv 
zu gestalten und nicht weiter auf Kos-
ten von Ländern im globalen Süden zu 
leben, die bereits jetzt stärker von der 
Klimakrise betroffen sind. Wir müssen 
alles daran setzen, die Klimakrise soli-
darisch anzugehen und zu verantwor-
tungsvollen Lösungen beizutragen. 
Die Klimakrise ist eines der drängends-
ten Probleme unserer Zeit und muss 
deshalb höchste Priorität haben! Der 
Kanton Basel-Stadt hat im Februar 
2019 als erste Schweizer Stadt den Kli-
manotstand im Grossen Rat ausgeru-
fen und damit die Dringlichkeit dieser 
Krise anerkannt. Jetzt müssen konkrete 
Taten folgen. Mit dem Pariser Klimaab-
kommen von 2015 hat sich die Schweiz 
dazu verpflichtet, die durchschnitt-
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Junges Grünes Bündnis Nordwest

In einem Café an einem schwülen Ge-
wittertag schlage ich die Zeitschrift 
auf: Eine Ausgabe, die sich der Klimakri-
se auf allen Ebenen widmet, eine Reise 
zu all den wortwörtlichen Brandherden, 
den Menschen, die so verzweifelt sind, 
dass sie um Wasser beten, zum 81-jäh-
rigen Hirten, der nicht mehr weiss, wie 
er seine Schafe durchbringen soll. Meist 
kann ich sowas gut wegstecken. Aber 
heute nicht. Ich atme tief durch und 
schaue auf. Steht die Welt noch? Es 
sind diese Momente, die uns erdrücken. 
Information kann schockieren, ohn-
mächtig machen und zur Fokussierung 
auf uns selbst führen. Dann machen 
wir uns ganz klein und schrumpfen zu 
aufmerksamen Konsument*innen, die 
in Ratgebern die nachhaltigste Jeans 
nachschlagen, und guten Bürger*innen, 
die brav ihren Müll trennen.

ES KÖNNTE ANDERS SEIN
Wir wissen eigentlich, was Menschen 
erreichen können, die sich zusammen-
schliessen. Mit den Klimastreiks in 
Basel haben wir einen Klimanotstand 
durchgebracht. Daraufhin hat Jo Verge-
at (Junges Grünes Bündnis) eine Spezi-
alkommission «Klimaschutz» auf die 
Beine gestellt. Wochenlang war das 
Thema in den Medien und eine voll-
ständige Dekarbonisierung bis 2050 ist 
heute Konsens. In Basel stimmen wir im 
November sogar über Klimaneutralität 
bis zum Jahr 2030 ab. Dass der Gegen-

vorschlag der Umweltkommission net-
to null bis 2037 festgelegt hat, hängt 
direkt mit dem Druck von der Strasse 
zusammen.
Greta Thunberg sagte einmal sinnge-
mäss: «Hoffnung ist Handeln. Sie ist 
nichts Passives. Sie entsteht durch Ak-
tivität. Wir machen Hoffnung.» Und sie 
hat so recht. Je ruhiger wir werden, des-
to lauter wird die Klimakrise und droht 
uns zu ersticken. Weil der Handlungs-
spielraum kleiner wird und die Krisen 
immer weiter eskalieren.
Und wer sich fragt, warum es überhaupt 
so weit kommen konnte, kommt nicht 
an einer falschen Vorstellung von Hof-
fen vorbei. Das ist die treibende Kraft 
hinter der Untätigkeit. Wir warten auf 
einen Bundesrat, der sich schon küm-
mert. Wir überlassen es einem Markt, 
der sich hoffentlich von selbst anpasst. 
Das Hoffen wird eigentlich nur erhofft. 
Es ist ein Teufelskreis, den wir durchbre-
chen müssen und können. Indem wir 
aktiv werden, uns mit anderen zusam-
menschliessen und öffentlich Haltung 
zeigen. Indem wir nicht hoffen, sondern 
Hoffnung machen.
Wir müssen nicht alle Vollzeitakti-
vist*innen werden. Aber wir müssen 
denen, die es sind, den Rücken stärken. 
Damit wir an einem anderen Nachmit-
tag wieder im Café sitzen können. Ohne 
Schockmoment. Weil wir wissen, dass 
wir nächsten Freitag wieder am Kli-
mastreik Veränderung fordern.

Information kann schockieren, ohn-
mächtig machen und zur Fokussierung 
auf uns selbst führen und endet damit, 
dass wir uns schon wieder in Ratgebern 
wälzen, die uns sagen, welche vegane 
Milchalternative den kleinsten CO2-Ab-
druck hat. Das bringt nichts.

DESHALB HIER EIN ANDERER  
RATGEBER
Schliesst euch mit anderen zusammen. 
Redet über die Klimakrise und ihr wer-
det merken, dass ihr nicht alleine seid 
mit euren Sorgen, eurer Ohnmacht. 
Geht an Demonstrationen! Ja, die Re-
den sind lang und vielleicht läuft man 
genau vor dem Heini, der viel zu laut 
schreit. Aber mit einem Bier in der Hand 
und eine*r Freund*in an der Seite sind 
sie ein wunderbarer Feierabend. Macht 
eigene Projekte oder schreibt einen 
offenen Brief. Whatever, solange es 
andere mitziehen kann. Unterschreibt 
Petitionen und Initiativen! Nutzt euer 
Stimm- und Wahlrecht.
Ja, wir sollten nicht mehr fliegen, viel 
weniger Tierprodukte essen und, und, 
und. Aber solange wir das stillschwei-
gend tun, hat es keinen Effekt auf an-
dere. Dann zeigen wir nicht, was Hoff-
nung wirklich ist und durchbrechen 
auch nicht den Teufelskreis der Untätig-
keit. Und dafür haben wir wirklich keine 
Zeit mehr.
Helma Pöppel, Vorstand jgb

BULLETIN 31  / 2022
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Die Themen Energie und Klima neh-
men auch in der Baselbieter Politik 
immer mehr Raum ein. Bereits 2021 
hat sich die «Nordwestschweizer 
Regierungskonferenz» unter Basel-
bieter Präsidium und Federführung 
zum 50-Jahre-Jubiläum auf eine ge-
meinsame Klimacharta geeinigt.
Darin bekennen sich die fünf Regie-
rungen BL, BS, AG, SO und JU zu den 
Zielen von Paris, zur Unterstützung 
der Klima- und Energiepolitik des 
Bundes mit «ambitionierten und 
wirkungsvollen Massnahmen» und 
zur Erarbeitung einer kantonalen 
Klimastrategie bis 2025. 
Das Baselbiet hat sich dieser Aufga-
be bereits angenommen, begleitet 
durch Prof. Thomas Stocker (Uni 
Bern) und Dr. Brigitte Buchmann 
(EMPA). Ende Jahr soll die Klimastra-
tegie vom Regierungsrat in eine öf-
fentliche Vernehmlassung gegeben 
werden.
Auch im kantonalen Aufgaben- und 
Finanzplan bildet neu «Energie und 
Klima» zusammen mit «Digitalisie-
rung» und «Standortqualität» eines 
von drei Fokus-Themen in der Lang-
fristplanung. 
Isaac Reber, Regierungsrat GRÜNE BL

KLIMA- UND ENERGIE- 
POLITIK IM BASELBIET

Download Klimacharta NWCH 
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Aus den Kantonen: BL
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ERNEUERBARE ENERGIEN UND NATURSCHUTZ

AUF DIE STRASSE FÜR DIE UMWELT

Ein Ausbau der erneuerbaren Energien 
ist dringend nötig. Jede Form von Ener-
gieerzeugung ist jedoch von Eingriffen 
in Natur und Landschaft begleitet. Weil 
wir die daraus entstehenden Konflikte 
gemeinsam lösen wollen und es hierzu 
in erster Linie Information braucht, 
organisierten die Klimalokalgruppen 
Baselland eine Podiumsdiskussion in 
Laufen rund um das Thema Erneuer-
bare Energien und Naturschutz. Die 
verschiedenen Aspekte wurden von 
Regierungsrat Isaac Reber, Thomas  
Tribelhorn (Energiegenossenschaft 
ADEV) und Thomas Fabbro (Pro Natura 
BL) sowie von Till Rechsteiner (Klima-
streik Basel) diskutiert. 
Rechsteiner formulierte überzeugend 
das Anliegen der Klimajugend, dass es 
für tiefgreifende Veränderungen neben 
individuellem Effort v.a. einen System-
wandel braucht. Reber und Tribelhorn 
zeigten Möglichkeiten und Grenzen 

An der MV im August begrüssten die 
GRÜNEN BL Michael Huber von der Kern-
gruppe der Umweltverantwortungsiniti-
ative (UVI). Der Junge Grüne berichtete 
über die wichtigsten Anliegen der Initi-
ative. Diese zielt nicht auf das Individu-
um, sondern nimmt die «Big Lines» in 
den Blick: Wir brauchen systematisch 
mehr Ressourcen, als die Erde wieder-
herstellen kann. Das Wirtschaften auf 
Kosten der Planetaren Grenzen ist zu 
einem Grossteil für die Ausbeutung der 
Umwelt verantwortlich. Die Initiative 
verlangt, dass diejenigen Wirtschafts-

beim Ausbau von Erneuerbaren auf, 
und Fabbro wies darauf hin, dass die 
Wahrscheinlichkeit einer Klima- und 
Biodiversitätskrise (im Gegensatz zur 
Stromlücke) bei 100 Prozent liegt. Die 
Ursache der Krise liege in unserem enor-
men Energiehunger. Sein Fazit: «Ein 
glückliches Leben muss nicht unbe-
dingt die Erde kosten.»
Die Klimawanderung führte zum Klein-
kraftwerk Juramill und weiter zum 
«Grünen Zweig», wo der Verein auf  
1,2 ha Land nach den Richtlinien der 
Permakultur einen wertvollen Gemüse- 
und Obstgarten entstehen lässt (mehr 
dazu auf www.gruenerzweig-nw.ch).
Lotti Stokar, Grüne Landrätin und Mit-
glied der Klimalokalgruppe Leimental

Die Referate wurden aufgezeichnet 
und können hier nachgehört werden: 
https://www.instagram.com/klimalo-
kalgruppen_bl/

zweige, die am meisten CO2 produzieren, 
zur Verantwortung gezogen werden.
Gemäss Bundesamt für Umwelt, das 
mit dem Modell der Planetaren Gren-
zen arbeitet, sind die Werte der Biodi-
versität und Klimaveränderung in der 
Schweiz im roten Bereich. Läuft alles 
weiter wie bisher, sind die «tipping 
points» bald überschritten und die Ent-
wicklungen nicht mehr umkehrbar. Die 
Politik muss Anstrengungen anstos-
sen, die Umweltbelastung deutlich zu 
reduzieren. Michael Huber führte den 
Mitgliedern eindrücklich vor Augen, 
dass Umweltschutz nicht utopisch ist – 
und dass die Zeit (ab)läuft.
Unterschriften für die UVI können und 
sollen noch immer gesammelt werden!
https://wecollect.ch/projekte/umwelt-
verantwortungs-initiative?act
Nadine Freiermuth Samardžić,  
Geschäftsführerin GRÜNE BL

https://www.baselland.ch/politik-und-behorden/direktionen/bau-und-umweltschutzdirektion/umweltschutz-energie/klima-1/klima-charta-der-nordwestschweizer-regierungskonferenz
http://www.gruenerzweig-nw.ch
https://www.instagram.com/klimalo-kalgruppen_bl/
https://www.instagram.com/klimalo-kalgruppen_bl/
https://www.instagram.com/klimalo-kalgruppen_bl/
https://wecollect.ch/projekte/umwelt-verantwortungs-initiative?act
https://wecollect.ch/projekte/umwelt-verantwortungs-initiative?act
https://wecollect.ch/projekte/umwelt-verantwortungs-initiative?act
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Aus den Kantonen: BS

Diesmal möchte ich nicht darüber 
berichten, was im Parlament statt-
findet, sondern darüber, was (noch) 
nicht stattfindet. Dies deshalb, weil 
der Ratssaal renoviert wurde und 
dabei auch zwei rollstuhlgängige 
Plätze geschaffen wurden. Das Rat-
haus ist somit auf der Ebene der 
baulichen Infrastruktur barrierefrei-
er geworden. Noch gibt es aber keine 
Parlamentarier*innen mit Rollstüh-
len im Parlament und auch keine 
mit Seh- oder Hörbehinderungen. 
Auffallend ist auch, dass es derzeit 
keine schwarzen Grossrät*innen in 
Basel-Stadt gibt. Vielleicht weil der 
Preis für schwarze Politiker*innen 
zu hoch ist, wie jüngst der Fall von 
Sarah Akanji zeigte, die aufgrund 
wiederholter rassistischer Angriffe 
nicht zur Wiederwahl in den Zürcher 
Kantonsrat antritt?
Im Unterschied zu der inzwischen 
zum Glück etablierten Kritik, dass 
die (weissen, nicht-beeinträchtig-
ten, cis-geschlechtlichen) Frauen in 
der Politik weiterhin untervertreten 
sind (was im Grossen Rat im Übrigen 
alleine auf die Zusammensetzung 
der bürgerlichen Parteien zurück-
zuführen ist), werden die Barrieren 
und Hindernisse der politischen Par-
tizipation von anderen Personen-
gruppen noch zu wenig gesehen und 
es wird zu oft als selbstverständlich 
hingenommen, dass deren Perspek-
tive somit nicht direkt im Parlament 
vertreten ist
Fleur Weibel, Grossrätin

BISLANG IST NUR DER SAAL 
INKLUSIV

BULLETIN 31  / 2022

Eine Gemeindeinitiative aus Riehen, die 
höhere Sozialabzüge für Kinder forder-
te, hat den Regierungsrat Anfang Jahr 
veranlasst, ein Steuersenkungspaket 
von rund 70 Millionen Franken zu prä-
sentieren. Das Paket umfasste noch 
weitere offene politische Forderungen 
des Grossen Rats, ging aber bei der Fra-
ge der Vermögenssteuern auch weit da-
rüber hinaus. Das haben wir GRÜNEN 
stark kritisiert. Der Grosse Rat hat nun 
das Paket noch ausgeweitet und eine 
Senkung der obersten zwei Einkom-
menssteuersätze sowie eine Erhöhung 
der Pauschalabzüge beschlossen. Dar-
aus resultiert ein Steuerpaket mit ge-
schätzten Mindereinnahmen von fast 
90 Millionen.
Der Vorstand der GRÜNEN hat be-
schlossen, zusammen mit BastA!, jgb 
und JUSO das Referendum zu ergrei-
fen. Er verschliesst sich angesichts der 
finanziellen Situation des Kantons 

Uns allen ist es nicht egal, was mit 
dieser Anlage passiert. Eine weite-
re Verkleinerung der Grünflächen im 
Kleinbasel nehmen wir nicht hin. Der 
Erhalt der Dreirosenanlage als öffent-
liche Grünfläche hat für uns Priorität. 
Vor 30 Jahren gab es im Kleinbasel pro 
Einwohner*in 1,7 m² Grün- und Freiflä-
che. Die damalige Regierung zielte auf 
6m² pro Einwohner*in. Leider ist nicht 
viel passiert, um auch nur in die Nähe 
dieses Ziels zu kommen. Im Gegenteil: 
Während das Kleinbasel immer weiter 
verdichtet wurde – es gehört zu den am 
dichtesten besiedelten Stadtteilen der 
Schweiz! – wurden in den letzten Jahren 
immer wieder Grünflächen verkleinert 
oder ausgezont. Das ist alarmierend. 
Wir wissen nicht erst seit diesem Som-
mer, welche zentrale Rolle unversie-
gelte, unbebaute Freiflächen für ein 

AUF DIE STRASSE FÜR EIN SOZIALES 
STEUERPAKET!

DREIROSEN BLEIBT!

nicht generell gegen Steuerentlas-
tungen. Wenn schon, sollen aber alle 
Bewohner*innen des Kantons profitie-
ren, was hier nicht der Fall ist. So pro-
fitieren die Reichsten und Topverdie-
ner des Kantons überproportional von 
tieferen Vermögenssteuersätzen und 
der Senkung der oberen Einkommen-
steuersätze, und dies bei konstant ho-
her Vermögensungleichheit im Kanton. 
Personen, die keine kantonalen Steu-
ern zahlen, gehen hingegen leer aus. 
Die beschlossenen Mindereinnahmen 
werden auch fehlen, wenn es darum 
geht, soziale Massnahmen gegen Kli-
mawandel, zunehmende Energiepreise 
und Teuerung zu beschliessen. Für die 
benötigten Unterschriften haben wir 
nur rund sechs Wochen Zeit. Wir sind 
daher auf jede Unterstützung und Hilfe 
angewiesen und zählen auch auf dich.
Harald Friedl, Grossrat

erträgliches Stadtklima spielen. Diese 
Freiflächen kann man nicht einfach ir-
gendwo an den Rand bauen, sie müssen 
in den Wohnquartieren sein. Ansonsten 
tragen sie nichts zur Kühlung der Stadt-
teile bei und sind für ältere Menschen 
und Familien mit kleinen Kindern nicht 
einfach und spontan erreichbar. Und 
darum wird diese Anlage nicht einfach 
nur genutzt – sie wird gebraucht. Hier 
findet das Leben statt. Es ist nicht bloss 
eine Grünfläche oder ein Freiraum – es 
ist ein Lebensraum. Und den lassen wir 
uns nicht einfach so verbauen! 
#Dreirosenbleibt!
Auszug aus der Rede der Kundgebung 
«Dreirosen bleibt!» von Florian Eckert, 
Co-Leiter Lokalgruppe Kleinbasel, Vor-
stand GRÜNE Basel-Stadt
Ganze Rede unter: https://gruene-bs.
ch/blog/dreirosen-bleibt/

https://gruene-bs
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PAROLEN 27. NOV. 2022

EIDGENÖSSISCH
keine Vorlagen 

BASEL-STADT
Ja zur Klimagerechtigkeitsinitiative
Ja zum Gegenvorschlag
Stichfrage: Initiative

BASELLAND
Nein zur Vermögenssteuerreform

5. November: Treffen Lokalgruppe 
Grossbasel West

5. November: Klimastreik-Demo

12. November: Aktionstag  
Basel2030

16. November: MV Grüne BL,  
19 Uhr, Binningen

19. November: Unterschriften- 
Sammeltag, BL

27. November: Unterschriften- 
Sammeltag, BS

8. Januar: Neujahrs-Apéro

AGENDA

Apropos Energiekrise: Die Glet-
scherinitiative wird dank Gegen-
vorschlag zurückgezogen und 
Bundesrat Ueli Maurer hat sich 
zurückgezogen. Leider hat beides 
einen schalen Nachgeschmack: die 
SVP. Gegen den Gegenvorschlag 
sammelt sie das Referendum und 
für den Sparfuchs, der mehr Lust 
auf Potentaten (in memoria Chi-
na/Saudi-Arabien/Russland-Reisen 
2019) als die EU hatte, droht ein Öl- 
und Atom-Papst nachzukommen. 
Und das in Zeiten der Energiekrise!
Wir rufen deshalb alle auf, nach 
der Bundesratswahl einen Mo-
nat lang möglichst viel Energie zu 
sparen, so dass der persönliche 
Energie-Speicher für 2023 gefüllt 
ist. Wir brauchen diese Energie 
dringend für die Abstimmung im 
Frühjahr über den Gegenvorschlag 
und die Wahlen im Herbst 2023. 
Die GRÜNEN zählen auf dich!

DAS LETZTE

ZUBA-PETITION EINGE-
REICHT 

BÜRGERGEMEINDERATS-
WAHLEN 

GRÜN-ALTERNATIVES  
SOMMERFEST 

WECHSEL IM GROSSEN RAT WECHSEL IM BÜRGER- 
GEMEINDERAT

Am 14. September haben wir unsere 
Petition gegen das Projekt Bachgra-
ben-Tunnel eingereicht, damit auch die  
Basler Bevölkerung zum Tunnelbau auf 
Basler Gebiet mitreden kann. (ot)

Wir suchen für die am 18. Juni 2023 statt-
findenden Bürgergemeinderatswahlen 
der Bürgergemeinde Basel interessierte 
Kandidierende. Bei Interesse schreibe 
dich über das Formular auf der Website 
ein oder melde dich beim Sekretariat. (ot) Im August 2022 feierten die Grünen 

BS und BL sowie das jgb und BastA! ihr  
gemeinsames Sommerfest im BioBistro 
im Gundeldingerfeld. Es wurde disku-
tiert, gefeiert, gegessen und angestos-
sen – auf eine starke grüne Bewegung, 
auf die Hoffnung und das Leben. Die 
GRÜNEN BL durften bei dieser Gelegen-
heit zudem ihre Kandidierenden für die 
Landratswahlen 2023 begrüssen. (nfs)

Michelle Lachenmeier erklärte aufgrund 
einer neuen Stelle beim Kanton ihren 
Rücktritt. Dafür rückt Anouk Feurer neu 
in den Grossen Rat nach. Wir danken  
Michelle für ihren Einsatz und wün-
schen Anouk einen guten Start. (ot)

Auf die letzte Sitzung rückte Lea Steinle 
für Jürg Stöcklin neu in den Bürgerge-
meinderat. Sie übernahm gleich das Frak-
tionspräsidium. Neu in der Aufsichts- 
kommission ist Brigitta Gerber (BastA!), 
Anita Lachenmeier übernimmt die 
Wahlprüfungskommission. Die Fraktion 
wählte auch ein neues Mitglied der Ein-
bürgerungskommission: Simone Gysin. 
Wir gratulieren allen Gewählten. (ot)

«Mehr ist nicht mehr –  
weniger ist nicht mehr. Aber 
vom Richtigen genug, das  
ist mehr. Im Landrat will ich 
deshalb den Wachstums-
glauben kritisch hinter- 
fragen und mich für einen 
nachhaltigen Umgang mit  
allen Ressourcen, für  
Solidarität und Teilhabe 
einsetzen.»




